
1. Hintergrund

Nach den Verträgen von Maastricht,
Amsterdam und Nizza haben die Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union
nun in der Verfassung weitere Instru-
mente für eine gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik (GASP) und für
eine Europäische Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik (ESVP) entwickelt, um
international an Gewicht zu gewinnen.
Deutschland und Frankreich wirkten
vor allem als Katalysator für GASP und
ESVP, aber nach der Irakkrise war es
Großbritannien, das seinen Einfluss auf
Spanien und Polen u.a. verstärkte, um
Widerstände gegen den Verfassungs-
entwurf zu brechen. Stellt die auf dem
Brüsseler Gipfel Ende Juni 2004 verab-
schiedete Verfassung eine „gute Vor-
aussetzung“ dar, um der Europäischen
Union in einer globalisierten Welt „Ge-
stalt und Fundament“, mithin die 
Identität eines „bürgerlichen Europas“
zu geben?1 Bietet sie eine befriedigen-
de Antwort auf die Frage: „Welches 
Europa und zu welchem Zweck?“2

Grundsätzlich gibt es unter den EU-
Mitgliedern vier unterschiedliche Auf-
fassungen über die Zukunft der ESVP: 

• Die erste lässt sich als „nach innen ge-
richtet“ umschreiben; hier wird die
EU als erfolgreiches Modell für Frie-
den und Stabilität verstanden, Außen-
und Sicherheitspolitik konzentrier-
ten sich auf Konfliktprävention oder
Friedenserhaltung bzw. Friedensauf-
bau in Europa selbst. 

• Die zweite Perspektive „nach außen
gerichtet“ oder „externe Projektion“
sucht die Überwindung der ersten 
eurozentrischen Auffassung und
schließt Aufgaben der Friedensdurch-
setzung auch in Europas Randgebie-
ten, z.B. dem Kaukasus oder dem Na-
hen Osten mit ein. 

• Die dritte Ansicht setzt auf selbst-
ständige europäische Aktionen,
während 

• die vierte auf die NATO, auf transat-
lantischen Verbund und vor allem 
auf amerikanische Fähigkeiten setzt. 

Besonders zwischen der dritten und
vierten Perspektive entstehen Span-
nungen zwischen transatlantischer Zu-
sammenarbeit und Eigenständigkeit 
der EU. Welcher der vier Ansichten ein
EU-Mitglied zustimmt, hängt von der
nationalen Interessenlage, den innen-
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politischen Strömungen, dem Verteidi-
gungsbudget und der Einstellung ge-
genüber der NATO und den USA ab.3

Auch im Zuge der Irakkrise wurde deut-
lich, dass die meisten EU-Mitglieder 
(oder Beitrittsstaaten) die Perspektive
der externen Machtprojektion für 
Europa bevorzugen, das Dilemma 
bestand allerdings in den unterschied-
lichen Auffassungen, Sicherheit ent-
weder durch stärkere transatlantische
oder mehr eigenständige europä-
ische Sicherheitspolitik zu realisieren.
Die eigenständige europäische Per-
spektive gewann zunächst 2003 an At-
traktivität, blieb aber erfolglos, weil 
die Koordination zwischen NATO 
und EU und Ausgleich und Kooperati-
on mit den nordamerikanischen De-
mokratien für zweitrangig erachtet wur-
den. Diese Kontroverse beleuchtet
deshalb auch Chancen und Risiken der
Verwirklichung des Verfassungsvertra-
ges unter außenpolitischen Gesichts-
punkten.

2. Die außenpolitischen Aspekte
der Europäischen Verfassung

Der Verfassungsvertrag zeichnet das
Bild einer institutionell gestärkten 
Union mit einem für längere Zeit ge-
wählten Präsidenten des Europäischen
Rats und einem gestärkten europäi-
schen Parlament. In diesem Rahmen
sieht er vor, dass im Bereich der ge-
meinsamen Außen- und Sicherheits-
politik (kurz: GASP) das Amt eines Mi-
nisters für auswärtige Angelegenheiten
geschaffen wird, dessen Inhaber künf-
tig vom Europäischen Rat mit qualifi-
zierter Mehrheit ernannt wird und dar-
über hinaus der Zustimmung des
Präsidenten der Europäischen Kom-

mission bedarf, insofern er künftig in
einer Doppelfunktion auch ein stell-
vertretender Präsident der Kommission
sein soll und dort mit den Außenbe-
ziehungen betraut wird (Art. I-27.1 und
Art. 27.3). Der Außenminister – gemäß
Verfassung zukünftig unterstützt von
einem neu eingerichteten Europäischen
Auswärtigen Dienst (Art. III-197) – soll
fortan die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik mitgestalten, er wird
an den Beratungen des Europäischen
Rates teilnehmen, das auswärtige Han-
deln der Union koordinieren, über ein
Vorschlagsrecht für die Außen-, Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik verfü-
gen und diese im Auftrag des Minister-
rats durchführen. Nicht zuletzt soll die
Vertretung der Union im Bereich der
Außen- und Sicherheitspolitik auf den
Außenminister konzentriert werden, so-
dass dieser in internationalen Organi-
sationen und auf internationalen Kon-
ferenzen den Standpunkt der Union
vertreten soll (Art. III-197.2).4 Die 
Aufnahme einer kollektiven Verteidi-
gungsklausel (Art. 40, 7) soll die Mög-
lichkeit für die Errichtung eines ver-
teidigungspolitischen Kerns in der 
EU schaffen. Bemerkenswert ist auch
die vorgeschlagene Einführung einer
strukturierten sicherheits- und vertei-
digungspolitischen Zusammenarbeit 
einer Gruppe von Mitgliedsstaaten 
(Art. 40, 6). Auf diesem Wege soll das
Instrument der verstärkten Zusam-
menarbeit auch auf die ESVP ausge-
weitet werden, ein Schritt, der noch in
Nizza am britischen Widerstand ge-
scheitert war (Art. III -213, 5).5

Auch konzeptionell sind mit Blick 
auf die europäische Außen- und Si-
cherheitspolitik seit 2003 Fortschritte
zu verzeichnen. So war es kein Zufall,
dass der ehemalige NATO-Generalsek-
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retär Javier Solana nun als Hoher Ver-
treter für die EU-Außenpolitik im Som-
mer 2003 eine EU-Sicherheitsstrategie
anregte, die dann im Dezember 2003
von den EU-Staats- und Regierungs-
chefs verabschiedet wurde. Kooperativ
wurden auch Verbesserungen erreicht
als die EU-Staats- und Regierungschefs
auf ihrem Ratstreffen im Sommer 2003
in Thessaloniki die Einsatzfähigkeit für
das gesamte Spektrum der Petersberger
Aufgaben (humanitäre Hilfe, friedens-
erhaltende Maßnahmen und Kampf-
einsätze) ins Visier nahmen. 

Trotzdem bleibt der grundsätzliche am-
bivalente Charakter der GASP/ESVP
zwischen Integration und nationaler
Souveränitätswahrung erhalten. Auf die
Einführung qualifizierter Mehrheits-
entscheidungen in der gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik konn-
ten sich die Konventsteilnehmer eben-
so wenig einigen wie auf ein gemein-
sames Leitbild für die Außenpolitik.
Noch immer gilt der staats- und ver-
fassungsrechtliche Grundsatz: „Verfas-
sung“ ist nicht zu verstehen ohne Staat.
Dieser ist ihr Gegenstand und ihre Vo-
raussetzung.6 Die Europäische Union
bleibt trotz „Verfassung“ eine unvoll-
endete Gemeinschaft auf dem Weg zu
einem unbekannten Ziel.7

3. Perspektiven für Europas 

Folgende Entwicklungen sind ideal-
typisch denkbar:

• Europa wird immer größer und 
geeinter, wenn auch zögerlich und
schubweise, mit dem Ziel kontinen-
taler Einheit und voller politischer 
Integration. Das wäre zu schön, um
wahr zu sein. 

• Die Idee der Europäischen Union
könnte nach und nach zerfallen und
alte nationale Rivalitäten könnten
wieder aufflackern. 

• Bei einem Rückschritt in der eu-
ropäischen Einigung könnte ein geo-
politisches Niemandsland in Europa
entstehen, Europa also in der Sack-
gasse enden. 

Da die erste Entwicklung zu schön er-
scheint, um wahr zu sein und die zwei-
te wie auch die dritte unerwünscht
sind, ist eine realistische Erneuerung
der Europaidee im Zuge der transat-
lantischen Beziehungen mit der Vision
einer atlantischen Zivilisation denkbar
und wünschenswert.8

Die Europäische Union verdankt ihre
Existenz also nicht nur einem vertrag-
lich-parlamentarischen Gründungsakt
der Mitgliedstaaten, sondern auch den
gewachsenen transatlantischen Bin-
dungen. Formal bleiben die Mitglied-
staaten der Europäischen Union die
„Herren der Verträge“,9 das gilt auch
und gerade für den außenpolitischen
Souveränitätsbereich. Diese Entwick-
lung ist auch Konsequenz unterschied-
licher Auffassungen über Chancen und
Risiken transatlantischer Bindungen. 

Die Europäische Verfassung ist im dop-
pelten Sinne kein Ausdruck der Selbst-
bestimmung: Außen- und sicherheits-
politisch war, ist und bleibt Europa auf
die Bindungen zu den nordatlanischen
Demokratien angewiesen. Zum zweiten
Aspekt, dem verfassungspolitischen,
stellt der frühere Richter am Bundes-
verfassungsgericht, Dieter Grimm fest,
dass „dem ‘Verfassung’ genannten Do-
kument (...) ein wesentliches Element
einer Verfassung im Vollsinne des Be-
griffs“10 fehlt. Das Dokument ist nicht
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Ausdruck der Selbstbestimmung eines
europäischen Volkssouveräns, sondern
geht auf einen Akt der Fremdbestim-
mung durch die Mitgliedstaaten zu-
rück.11 Die Europäische Union wird
auch künftig kein selbst tragendes, son-
dern ein weiterhin von den Mitglied-
staaten getragenes Gebilde sein. Die 
EU hat damit auch außenpolitisch vor-
erst keinen Rechtsanspruch, sich Kom-
petenzen von den Mitgliedstaaten zu
nehmen, vielmehr müssen diese ihr
qua Einzelermächtigung von den na-
tionalen Regierungen erst übertragen
werden. Der „Traum oder Albtraum“ 
einer Gestaltung der Außenpolitik im
Spannungsfeld von Nationalstaat und
Europäischer Union“ setzt sich also
auch in Zukunft fort.12

Auch nach der Ratifizierung der Ver-
fassung durch die Staats- und Regie-
rungschefs sowie durch die nationalen
Parlamente wird der Europäischen Uni-
on eine Basis fehlen, die für ein selbst
tragendes demokratisches Gebilde not-
wendig ist13, wie auch eine europä-
ische, die jeweiligen nationalen Dis-
kurse transzendierende Öffentlichkeit
(noch) nicht existiert. Die gesellschaft-
lichen und institutionellen Vorausset-
zungen von Demokratie fehlen also auf
Unionsebene noch weitgehend. 

Auch eine europäische Öffentlichkeit
und einen europaweiten Diskurs, der
nicht bloß eine Addition von 25 na-
tionalen Diskursen darstellt, gibt es bis-
her nicht. Die Medien, die in der Lage
wären, einen europäischen Diskus-
sionszusammenhang herzustellen, fin-
den sich nur in Fachpublikationen und
nicht auf dem weiten Feld der Massen-
kommunikation. Hier zeigt sich, dass
der verfassungsrechtliche, politische
und gesellschaftliche Unterbau für ei-

ne gemeinsame europäische Außenpo-
litik noch sehr brüchig ist.

Zwar spielt das in der Verfassung ge-
stärkte Europäische Parlament eine
wichtige Rolle, weil es nationale Dis-
kurse zusammenführen, die Herausbil-
dung eines europäischen Parteiwesens
fördern, die bürokratische Entschei-
dungspraxis transparenter machen und
ein Gegengewicht zum Expertenein-
fluss bilden kann, doch der ange-
mahnte „institutionelle Sprung nach
vorn“ ist ausgeblieben. Das „europä-
ische Volk ist nicht mit mehr Ent-
scheidungsrechten ausgestattet wor-
den.“14

Der Verfassungsvertrag sieht vor, dass
die EU-Regierungen bei der Benennung
des Kommissionspräsidenten das Er-
gebnis der Europawahl berücksichtigen
müssen. Obgleich die Sozialdemokra-
ten eine herbe Niederlage einstecken
mussten, versuchten Paris und Berlin
den überzeugten Gegner des Irakkrie-
ges, den Belgier Guy Verhofstadt als
Kandidaten durchzusetzen, ohne Rück-
sicht auf den Sieg von Christdemokra-
ten und Konservativen bei der Europa-
wahl. Auch dies schuf wieder eine
Koalition der Unwilligen, angeführt
von Tony Blair, der der deutsch-fran-
zösischen Achse das Erbrecht auf Euro-
pas politische Führung in der großen
EU streitig macht. 

Die Wahl des konservativen Portugie-
sen Barroso zum neuen EU-Kommis-
sionspräsidenten reflektiert den neuen
Zwang zum Kompromiss. Auch macht
Barrosos Wahl deutlich, dass in Zukunft
zu erwarten bleibt, dass die politische
Realität, insbesondere die außenpoli-
tische, selten in Europa so aussehen
wird, wie sie auf dem Papier beschlos-
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sen wurde. Die Berufung des portugie-
sischen Ministerpräsidenten Barroso
zum Präsidenten der EU-Kommission
signalisiert entscheidende Veränderun-
gen in den politischen Spielregeln zwi-
schen den europäischen und transat-
lantischen Mächten wie auch innerhalb
der Europäischen Union. Diese Verän-
derungen stehen für eine Wende im
Umgang der Staaten miteinander, wo-
bei weniger die verfassungstheoretische
Entwicklung, sondern vielmehr eine
kraftvolle Rückbesinnung auf die Be-
deutung der Nationalstaaten auffällt.
Multilaterale Politik wird schwieriger
und vielleicht auch unwichtiger, die Be-
deutung der EU als Ganzes scheint zu
schrumpfen.

Auch kann die „Verfassung“ das eu-
ropäische Demokratiedefizit nicht be-
seitigen und die europapolitische In-
differenz der meisten Europäer kaum
mindern. Wenn also die Verfassung kei-
ne nachhaltige Wirkung entfalten und
die Union sie in den Herzen der Bürger
nicht verankern kann, also kein Kris-
tallisationspunkt für europäische Iden-
tität entsteht, wie soll sich dann eine
bürgernahe Außen- und Sicherheitspo-
litik von unten entwickeln?15

4. Europäische versus atlan-
tische Identität Europas?

Es ist die neue Distanz zwischen den 
USA und Europa, die identitätsstiftend
wirken soll bzw. gesucht wird. Diese
geistigen Quellen für Vertrauen in
Selbstbehauptung und Unabhängigkeit
von den USA, in Europas Geschichte
nicht neu, sprudeln derzeit in den eu-
ropäischen Köpfen mächtig. Doch die
Geschichte im 20. und zu Beginn des
21. Jahrhunderts zeigt: Die liberalen

Demokratien wären schon im Ersten
Weltkrieg ohne Amerikas Hilfe nicht 
überlebensfähig gewesen. Auch in der
Zwischenkriegszeit versagten sie, stan-
den im Zweiten Weltkrieg alleine wie-
derum auf verlorenem Posten und hät-
ten auch nach 1945 ohne Amerikas
Hilfe und Opferbereitschaft vor einer
dunklen Zukunft gestanden. Kommu-
nismus, Faschismus und Nationalso-
zialismus gehören nicht nur zum poli-
tischen Erbe Europas, sondern auch die
Einsicht, dass Europa gegenüber den 
totalitären Ideologien, auf sich gestellt,
nicht ausreichend gewappnet war. 

Europa lässt sich ex negativo von den
USA wohl kaum einigen oder erneuern.
Auch lassen sich europäische und west-
liche Werte nicht eindeutig unter-
scheiden, noch lässt sich europäische
Identität und Integration Westeuropas
ohne das freiheitliche Vorbild und die
verantwortungsvolle Machtpolitik der
USA für Europa erklären. Daran erin-
nern sich gerade die jungen Demokra-
tien im befreiten Mittel- und Osteuro-
pa. 

Daraus ergeben sich zwei Schlussfolge-
rungen: Integration in ein supranatio-
nal organisiertes Europa in Distanz zu
den USA erscheint für viele problema-
tischer, als die Bewahrung der Souve-
ränität im Rahmen einer intergouver-
nementalen Union, die mehr außen-
politischen Spielraum lässt. Die Option
vieler „neuer“ Europäer wie z.B. Polen
und Tschechien während der Irakkrise
für die Vereinigten Staaten und gegen
Frankreich bzw. Deutschland zeigt: Die
Vereinigten Staaten, weniger die Eu-
ropäische Union, sind für die jungen
Europäer die entscheidende Schutz-
macht, die ihre Freiheit möglich ge-
macht hat und auch in Zukunft ver-
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lässlichen Schutz gegenüber neuen Ge-
fahren verspricht. Ein erweitertes Eu-
ropa wird sich nach Osten erweitern
und gleichzeitig stärker atlantisch aus-
richten bzw. verankert werden. In einer
Europäischen Union mit 25 Mitglie-
dern wird eine Wiedergeburt Europas
in Abgrenzung zu den Vereinigten Staa-
ten in Zukunft eine riskante Zangen-
geburt. Weniger die EU mit der neuen
Verfassung, sondern die der Erweite-
rung um zehn neue Mitglieder wird 
zunehmend unkalkulierbarer. Diese 
EU wird auch außenpolitisch erra-
tischer und zugleich nationalstaatlicher
ausgerichtet sein. Die Zeit europapoli-
tischer Großprojekte im Bereich der
Außen- und Sicherheitspolitik scheint
passee. Auch außenpolitisch wird es
neue Allianzbildungen geben, die sich
vor allem gegen Deutschlands und
Frankreichs Ansinnen wehren, die
transatlantischen Verbindungen aus-
zudünnen.

Diese heterogene, ja zum Teil konfron-
tative Interessenlage innerhalb der EU
legt die Dilemmata einer gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik bloß, wie
sie im Zuge des innereuropäischen und
transatlantischen Irakkonflikts ent-
standen sind und weiter fortwirken.
London demonstriert an der Seite der
USA, dass das „alte transatlantische Eu-
ropa“ auch bei schwierigen Fragen die
Partnerschaft aufrechterhält. Paris da-
gegen demonstriert bis heute das Ge-
genteil: Es will Washington einen Rie-
gel in Europa vorschieben, es will der
„Hypermacht“ zeigen, dass ihr Unila-
teralismus zur Gegenmachtbildung in
Europa führt.16 Der alte Wunsch aus Pa-
ris, ein „europäisches“ Europa in Dis-
tanz zu den USA und unter der
Führung Frankreichs schien in greifba-
re Nähe gerückt, zumal Deutschland

sich kritiklos französischen Wünschen
unterwirft17 und die alten gewachsenen
Bande zu Washington sehr gelockert, ja
zum Teil aufgegeben hat. Es ist also zwi-
schen Anlass und Ursache der Diffe-
renzen zu unterscheiden: Wäre die Ur-
sache der Verstimmungen lediglich der
Irakkrieg, dann ließen sich Interessen-
gegensätze bald überwinden. Doch Pa-
ris geht es um Grundsätzliches. Der
Disput über den Irakkrieg ist lediglich
Anlass für die tiefere Ursache des Kon-
flikts: Frankreich betreibt zur unipola-
ren Welt unter der Führung der USA
strukturelle Gegenmachtbildung im
Sinne eines alternativen Ordnungsent-
wurfs für die Weltpolitik. Hier liegt die
tiefe Ursache für den amerikanisch-
französischen Konflikt, den Paris mit
Rückendeckung aus Berlin und Moskau
durchzusetzen sucht.18

Eine gemeinsame europäische Außen-
politik bleibt Schimäre, so lange die
Grundsatzfragen über die Stellung Eu-
ropas in der Welt und insbesondere zu
den Vereinigten Staaten ausgeklammert
werden.19 Könnte Europa ein anderer
neuer Kalter Krieg jetzt untereinander
und innerhalb der atlantischen Allianz
drohen? Hat es vielleicht sogar selbst
diese Entwicklung mitgeschürt?20Auch
nach dem Regierungswechsel im Irak
und nach der EU-Erweiterung könnten
in der Union konfrontative Koalitionen
entstehen. Doch diese Gefahr scheinen
die politisch Verantwortlichen mittler-
weile erkannt zu haben. 

Jedenfalls haben die Erfahrung des 
Irakkrieges und die des Terrors im Na-
hen Osten und mittlerweile in Europa
eine gewisse Dynamik für eine ge-
meinsame europäische Außen- und
Verteidigungspolitik21 entwickelt. Vor
allzu großen Hoffnungen auf einen
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neuen außenpolitischen Integrations-
schub wird allerdings gewarnt, weil na-
tionale Interessen, geostrategische Aus-
richtung und weltanschauliche Bande
von 25 Mitgliedsstaaten nicht einheit-
lich auf eine gemeinsame Außenpoli-
tik zulaufen. Seit dem Beitritt der zehn
am 1. Mai 2004 hat die normative Kraft
des Faktischen in Europa die alten Kräf-
teverhältnisse schneller verändert als
erwartet. Das gilt auch für den Bereich
der europäischen Außen- und Sicher-
heitspolitik. Die Erweiterung um zehn
Staaten und die Stärkung des konser-
vativen Lagers ermöglichen plötzlich
Allianzen, die in dem kleinen Europa
unter deutsch-französischer Führung
nicht denkbar gewesen wären.22

Die reale Dimension einer gemeinsa-
men Außenpolitik der EU erscheint 
also seit dem 1. Mai 2004 in der Praxis
noch dünner: denn die außenpoli-
tische Heterogenität ist strukturell und
krisenpolitisch gesehen weiter enorm
angestiegen. Hinzu kommt, dass nach
wie vor die mächtigen Nationalstaaten
keine Neigung zum substanziellen Sou-
veränitätsverzicht zeigen. Über Ziele
und Inhalte der GASP entscheiden wei-
terhin die Staats- und Regierungschefs
(im Europäischen Rat) und die Außen-
minister der Mitgliedstaaten (im Mini-
sterrat) – prinzipiell einstimmig, bei
Mehrheitsentscheidungen ist weiterhin
ein Veto möglich. 

Europa bleibt vorerst ein erweiterter
freier Wirtschaftsraum, der durch die
Einführung des Euro zwar ökonomisch
zum Global Player geworden ist, aber
sicherheitspolitisch, krisen- oder gar
kriegsbedingt immer wieder zerfällt –
entweder in nationale Rivalitäten oder
in Ohnmacht. Das Verhältnis zwischen
Nation und Integration muss folglich

nach der Erweiterung grundsätzlich 
überdacht werden. 

Der Nationalismus in Westeuropa hat
zur Entstehung einer kollektiven Iden-
tität beigetragen, doch bleiben die na-
tionalen Identitäten unverzichtbar:
„Wir kennen immer noch keine ande-
re Identität großer europäischer Kol-
lektive, die an ihre Stelle hätte treten
können und die gleiche Bindungs- 
sowie Mobilisierungskraft entfalten
können.“23

Mit Blick auf die zentrale Identitäts-
frage der EU, also ob sie sich in Rich-
tung Staatenbund, Staatenverbund 
oder Bundesstaat entwickeln soll, be-
findet sich Europa gegenwärtig an kei-
nem Scheideweg.24 Der „Staatenver-
bund“, jener Zwitter aus Staatenbund
und Bundesstaat – unter Anerkennung
der jeweiligen Nationalstaatlichkeit! –
wird bis auf weiteres das institutionel-
le Modell bleiben – trotz einer „eu-
ropäischen Verfassung“. Die historische
Entwicklung Europas wie die der mo-
dernen Nationalstaaten zeigt, dass „Eu-
ropa“ als Gemeinschaftsidee nicht im
Gegensatz zu dem nationalstaatlich
strukturierten Europa der Vaterländer
verstanden werden muss.

Die abwertende Grundeinstellung ge-
genüber dem Nationalstaat darf nicht
als zeitlose Wahrheit genommen wer-
den, sondern muss überprüft werden.
Es gibt seit 1989/90 in Europa mehr
Nationalstaaten als je zuvor, die in ei-
ner Vielzahl regionaler und internatio-
naler Organisationen untereinander
und mit anderen kooperieren. Die
große Zeit der nationalstaatlichen Au-
tonomie gehört der Vergangenheit an
und Globalisierung zwingt zu neuen
Anpassungsprozessen. Doch dieses Eu-
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ropa der sich überschneidenden Sou-
veränitäten darf nicht mit einem Eu-
ropa verwechselt werden, in dem 
die Nationalstaaten automatisch ver-
schwinden und in neuen größeren 
Einheiten aufgehen.25 Im Gegenteil: 
Europäische Außenpolitik bleibt eine
höchst variable, auch nationale, Geo-
metrieaufgabe, wo langfristige Proble-
me und kurzfristiges Krisenmanage-
ment stets neu entwickelt und dabei
ebenso oft hemmend austariert werden
müssten. 

Die Genialität der Konstruktion der Eu-
ropäischen Union bleibt ein prekärer
Balanceakt: zwischen europäischem
und atlantischem Europa, zwischen In-
tegrationsprinzip und Intergouver-
nementalprinzip, zwischen Arm und
Reich, zwischen der Idee vom Kerneu-
ropa und gleichmäßigem Integrations-
prozess, zwischen Erweiterung und Ver-
tiefung und nicht zuletzt in der neuen
Balance zwischen Ost- und Westeuro-
pa. Diese sechs verschiedenen Schwe-
bezustände auszubalancieren gleicht 
einem Spiel mit 12 Bällen, bei dem
gleichzeitig eine gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik praktiziert wer-
den soll. Einheit per se ist auch in der
europäischen Außenpolitik kein Wert

mehr. Vielmehr sind die nationalpoli-
tischen Komponenten des Kontinents
in ständiger Bewegung. Dies erinnert
bisweilen an klassische Bündnispolitik
aus längst vergangenen Zeiten. 

Als Fazit lässt sich festhalten: Zwar ist
am 18. Juni 2004 europäische Verfas-
sungsgeschichte geschrieben worden,
doch erst die Ratifizierung in allen 25
Mitgliedsstaaten und dem EU-Parla-
ment selbst wird Aufschluss über die
weitere Entwicklung geben, auch in der
Außen- und Sicherheitspolitik. So bleibt
folgender Erkenntnis nur wenig zuzu-
fügen: „Machtfragen und psychologi-
sche Verstimmungen haben sich ver-
mischt und eskalierten im internen
Kalten Krieg des Westens über die rich-
tige Politik gegenüber der irakischen
Diktatur und über die Weisheit des 
amerikanischen Krieges gegen das Re-
gime von Saddam Hussein. Auch in
dieser Hinsicht wurde eine alte Erfah-
rung bestätigt: Wann immer die trans-
atlantischen Beziehungen in einem
schlechten Zustand sind, befindet sich
auch der Prozess der europäischen Ei-
nigung in einem schlechten Zu-
stand.“26 Das gilt auch für die Bilanz
und Perspektiven der europäischen
Außen- und Sicherheitspolitik.
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